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BUNDESABGABENORDNUNG (163)
Bundesgesetz über allgemeine Bestimmungen und das Verfahren für die von den Abgabenbehörden

des Bundes, der Län der und Gemeinden verwalteten Abgaben (Bundesabgabenordnung - BAO), BGBl.
Nr. 194/1961, zuletzt geändert mit BGBl. I Nr. 111/2010, 76/2011, 22/2012

1. Abschnitt 
Allgemeine Bestimmungen

Anwendungsbereich des Gesetzes 
§ 1. (1) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten in An gelegenheiten der öffentlichen  Abgaben (mit

Ausnahme der Ver waltungsabgaben des Bundes, der Länder und der Gemeinden)  so wie der auf Grund unmittelbar
wirksamer Rechtsvorschriften der Eu  ropäischen Union zu erhebenden öffentlichen Abgaben, in An     ge  legenheiten
der Eingangs- und Ausgangsabgaben jedoch  nur insoweit, als in den zollrechtlichen Vorschriften nicht anderes be -
stimmt ist, soweit diese  Abgaben und Beiträge durch Abgabenbe hör den des Bundes, der Länder oder der Gemein-
den zu  erheben sind.

(2) Die Bestimmungen dieses Bundesgesetzes gelten überdies in Angelegenheiten der Beiträge  an öffentliche
Fonds oder an Körperschaften des öffentlichen Rechts, die nicht  Gebietskörperschaften sind, soweit diese Bei-
träge durch Abgabenbehörden des Bundes zu erheben  sind.

§ 2. . . . . . . . .

§ 3. (1) Abgaben im Sinn dieses Bundesgesetzes sind, wenn nicht anderes bestimmt ist, neben den im § 1
bezeichneten öffentlichen Abgaben und Beiträgen auch . . . . . . . . . . die in Angelegenheiten, auf die dieses
Bundesgesetz an zuwenden ist, anfallenden sonstigen Ansprüche auf Geldleistungen einschließlich der Neben-
ansprüche aller Art. 

(2) Zu den Nebenansprüchen gehören insbesondere 
a) die Abgabenerhöhungen, 
b) der Verspätungszuschlag, die Berufungszinsen und die Anspruchszinsen, 
c) die im Abgabenverfahren auflaufenden Kosten und die in diesem Verfahren festgesetzten Zwangs- und

Ordnungs- und Mutwillensstrafen Verwaltungskostenbeiträge sowie die Kosten der Ersatzvornahme,
d) die Nebengebühren der Abgaben, wie die Stundungszinsen, die Aussetzungszinsen, die Säumniszuschläge

und die Kosten (Gebühren und Auslagenersätze) des Vollstreckungs- und Sicherungsverfahrens. 
(3) . . . . . . . .
(4) . . . . . . . .
(5) . . . . . . . .
(6) Soweit sich die in diesem Bundesgesetz verwendeten Be zeich nungen auf natürliche Personen beziehen,

gilt die gewählte Form für beide Geschlechter. 

§ 3a. Für Landes- und Gemeindeabgaben gilt ergänzend zu § 3 Folgendes: 
1. Mahngebühren (§ 227a) sind Nebengebühren (§ 3 Abs. 2 lit. d),
2. Nebenansprüche (§ 3 Abs. 1 und 2) sind Einnahmen der sie erhebenden Körperschaften öffentlichen

Rechts. 

A. Entstehung des Abgabenanspruches. 
§ 4. (1) Der Abgabenanspruch entsteht, sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den das Gesetz die Abga-

bepflicht knüpft. 
(2) . . . . . . . .
(3) In Abgabenvorschriften enthaltene Bestimmungen über den Zeitpunkt der Entstehung des Abgabenan-

spruches (der Steuerschuld) bleiben unberührt. 
(4) Der Zeitpunkt der Festsetzung und der Fälligkeit einer Ab gabe ist ohne Einfluß auf die Entstehung des

Abgabenanspruches. 
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§ 5. Soweit der Zeitpunkt des Todes einer Person nach den Abgabenvorschriften für die Entstehung, den
Umfang oder den Wegfall eines Abgabenanspruches von Bedeutung ist, gilt als Todestag 

a) im Fall der Todeserklärung der im gerichtlichen Beschluß als Tag des vermuteten Todes und 
b) im Fall der Beweisführung des Todes der im gerichtlichen Beschluß als bewiesener Todestag oder nicht

überlebter Tag angegebene Zeitpunkt. 

B. Gesamtschuld, Haftung und Rechtsnachfolge.
§ 6. (1) Personen, die nach Abgabenvorschriften dieselbe abga ben rechtliche Leistung schulden, sind Gesamt-

schuldner (Mitschuldner zur ungeteilten Hand, § 891 ABGB.). 
(2) Personen, die gemeinsam zu einer Abgabe heranzuziehen sind, sind ebenfalls Gesamtschuldner; dies

gilt insbesondere auch für die Gesellschafter (Mitglieder) einer nach bürgerlichem Recht nicht rechtsfähigen
Personenvereinigung (Personengemeinschaft) hinsichtlich jener Abgaben, für die diese Personenvereinigung
(Personengemeinschaft) als solche abgabepflichtig ist. 

§ 7. (1) Personen, die nach Abgabenvorschriften für eine Abgabe haften, werden durch Geltendmachung
dieser Haftung (§ 224 Abs. 1) zu Gesamtschuldnern. 

(2) Persönliche Haftungen (Abs. 1) erstrecken sich auch auf Nebenansprüche (§ 3 Abs. 1 und 2). 

§ 8. . . . . . . . . 

§ 9. (1) Die in den §§ 80 ff. bezeichneten Vertreter haften neben den durch sie vertretenen Abgabepflichtigen
für die diese treffenden Abgaben insoweit, als die Abgaben infolge schuldhafter Verletzung der den Vertretern
auferlegten Pflichten nicht eingebracht werden können. 

(2) Notare, Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder haften wegen Handlungen, die sie in Ausübung ihres
Berufes bei der Beratung in Abgabensachen vorgenommen haben, gemäß Abs. 1 nur dann, wenn diese Hand-
lungen eine Verletzung ihrer Berufspflichten enthalten. Ob eine solche Verletzung der Berufspflichten vorliegt,
ist auf Anzeige der Abgabenbehörde im Disziplinarverfahren zu entscheiden. 

§ 10. Für Zwangs- und Ordnungs- und Mutwillensstrafen, die gegen Parteienvertreter, ausgenommen Notare,
Rechtsanwälte und Wirtschaftstreuhänder, verhängt werden, haftet der Vertretene. 

§ 11. Bei . . . . . . . . vorsätzlicher Verletzung von Abgabenvorschriften der Länder und Gemeinden haften
rechts kräftig verurteilte Täter und andere an der Tat Beteiligte für den Betrag, um den die Abgaben verkürzt
wurden.

. . . . . . . .

§ 19. (1) Bei Gesamtrechtsnachfolge gehen die sich aus Abgabenvorschriften ergebenden Rechte und Pflichten
des Rechtsvorgängers auf den Rechtsnachfolger über. Für den Umfang der Inanspruchnahme des Rechtsnach-
folgers gelten die Bestimmungen des bürgerlichen Rechtes.

(2) Mit der Beendigung von Personenvereinigungen (Personengemeinschaften) ohne eigene Rechtspersön-
lichkeit gehen deren sich aus Abgabenvorschriften ergebende Rechte und Pflichten auf die zuletzt beteiligt ge-
wesenen Gesellschafter (Mitglieder) über. Hinsichtlich Art und Umfang der Inanspruchnahme der ehemaligen
Gesellschafter (Mitglieder) für Abgabenschulden der Personenvereinigung (Personengemeinschaft) tritt hie-
durch keine Änderung ein. 

C. Abgabenrechtliche Grundsätze 
und Begriffsbestimmungen. 

1. Ermessen. 
§ 20. Entscheidungen, die die Abgabenbehörden nach ihrem Er messen zu treffen haben (Ermessensent-

scheidungen), müssen sich in den Grenzen halten, die das Gesetz dem Ermessen zieht. Innerhalb dieser Grenzen
sind Ermessensentscheidungen nach Billigkeit und Zweckmäßigkeit unter Berücksichtigung aller in Be tracht
kommenden Umstände zu treffen. 


